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Le Département politique a encore examiné, de concert avec le Département 
fédéral de Justice et Police8, la question de savoir si la Convention projetée, qui 
devra être ratifiée par le Parlement belge, sera, du côté suisse, également sujette à 
ratification parlementaire ou si, étant donné qu’elle ne crée d’obligations qu’à la 
Belgique et ne confère à la Suisse que des droits, la ratification du Conseil fédéral 
doit suffire.

Le Département précité a exprimé l’avis qu’on ne se trouvait pas ici en présence 
d’un traité tel que l’article 85, chiffre 5, de la Constitution les fait rentrer dans la 
compétence de l’Assemblée fédérale; de même donc, que la Déclaration 
française, — dont elle ne diffère que par la forme, le caractère unilatéral des obli
gations contractées en notre faveur étant commun à ces deux actes diplomatiques, 
— il suffira que la Convention avec la Belgique soit ratifiée par le Conseil fédéral, 
qui, par cette ratification, se bornera, en somme, à prendre acte des obligations 
que le Gouvernement belge veut bien contracter vis-à-vis de nous.

En considération de ce qui précède, il est décidé:
1) de donner à M. Barbey, Ministre de Suisse à Bruxelles, pleins pouvoirs de 

signer au nom du Conseil fédéral, avec le Gouvernement belge, une Convention 
conforme au projet joint à la proposition du Département politique9;

2) de charger le Département politique de porter cette décision à la connais
sance de M. Barbey et, par lui, à celle du Gouvernement belge, en informant ce 
dernier que le Conseil fédéral est très heureux de prendre acte des bienveillantes 
assurances, contenues dans les notes du 16 août et du 10 octobre 1922, que le 
Gouvernement Royal ne fera pas usage de la faculté de dénonciation stipulée à 
l’article 2 de la Convention avant l’expiration du délai prévu à la Convention de 
St-Germain pour la révision de cet instrument diplomatique et que, si la question 
de la détermination de l’échéance envisagée devait se poser un jour, elle serait 
réglée par le Gouvernement Royal dans l’esprit le plus amical et le plus conciliant.

8. Rapport du Département de Justice et Police du 7 nov. 1922, non reproduit, cf. E 2001 (C) 
4 /2 0 .
9. Le Ministre de Suisse à Bruxelles, F. Barbey, signa le 16 février 1923 la convention avec la Bel
gique; elle fu t ratifiée le 9 mars 1923 par le Conseil fédéral (E 1004, 1 /286 , n° 609).
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Le Jurisconsulte du Département politique, M. Huber, 
au Chef du Département politique, G. Motta

L  Ossingen, 28. Dezember 1922

Da es uns gestern leider nicht möglich war, eingehend über alle Fragen zu spre
chen, erlaube ich mir, im folgenden Ihnen meine Auffassung über verschiedene 
Punkte darzulegen, die gestern teils berührt worden, teils gar nicht zur Sprache 
gekommen sind.
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1. Schiedsgerichtsverträge

a. Nach dem letzten Bericht von Herrn Minister Lardy scheint es ausgeschlos
sen1, mit Japan zu einem Vertrag zu gelangen, der über die früheren im Grunde 
wertlosen Formeln hinausginge. Da mit Rücksicht auf die grosse Distanz und die 
vergleichsweise wenig entwickelten Beziehungen der Abschluss eines Vertrages 
keinen grossen praktischen und politischen Wert hat, kann die Angelegenheit 
wohl fallen gelassen werden.

b. Was Italien anbelangt, so bietet vielleicht der von Herrn Minister Garbasso 
geäusserte Wunsch nach Kenntnis des Vertrages mit der Tschechoslowakei den 
Anlass, die Besprechung aufzunehmen. Aus einem Privatbrief von Herrn Anzi- 
lotti glaube ich schliessen zu dürfen, dass ich vielleicht im Haag demnächst einige 
Aufschlüsse erhalten werde. Mit Rücksicht auf die wenig entgegenkommende 
Haltung von Frankreich und England würde es doch recht erwünscht sein, wenn 
wir mit Italien zu irgend einem annehmbaren positiven Ergebnis kämen. Sie wer
den ja gewiss keine Ihnen passend erscheinende Gelegenheit nach dieser Rich
tung unbenützt lassen.

c. Von Amerika bleibt zunächst die Herrn Peter in Aussicht gestellte Antwort 
des Staatsdepartementes abzuwarten.

d. Ähnliches gilt für Argentinien und Chile.2
e. Von Belgien hat man in den letzten Monaten nichts gehört. Sofern die belgi

sche Regierung den Wunsch haben sollte, mit uns ins Gespräch zu kommen, 
könnte ich vielleicht auf dem Heimweg vom Haag mich kurz in Brüssel aufhalten, 
um mich bei der belgischen Regierung zu informieren, auf welchen Grundlagen 
ein Vertragsentwurf ausgearbeitet werden sollte. Ich habe den Eindruck, dass 
Herr Minister Barbey der Sache kein besonderes Interesse entgegenbringt. 
Immerhin möchte ich nicht in Brüssel erscheinen, wenn Belgien im Grunde die 
Absicht hat — aus Gründen die uns vielleicht nicht direkt übermittelt werden —, 
die Frage dilatorisch zu behandeln. Sofern es Ihr Wunsch wäre, mir einen Auftrag 
in der gedachten Art zu geben, würde ich in meiner Eigenschaft als Mitglied 
des Gerichtshofes kein Hindernis sehen. So ist jetzt der amerikanische Richter, 
Herr Moore, erster Delegierter der Vereinigten Staaten an der Kriegsrechtskon
ferenz im Haag, die eine Fortsetzung der Washingtoner Abrüstungskonferenz 
ist. Herr Anzilotti vertritt nur wegen Zeitmangel Italien nicht an der gleichen 
Konferenz.

2. Das Studium des mit dem Abrüstungsplane zusammenhängenden Garantie
pakts kann meines Erachtens noch etwas herausgeschoben werden, weil es sich 
dabei wesentlich nur um die sorgfältige Formulierung eines möglichst klaren 
weitgehenden Vorbehaltes für die schweizerische Neutralität handeln kann.

3. Was allfällige Nominationen für den Oberrechnungs-Revisor des Völker
bundes anbelangt, so habe ich Herrn Dr. Rüegger die nötigen Angaben für eine 
schriftliche Notiz zu Ihren Händen gemacht. Mir ist persönlich besonders 
bekannt Herr Schläpfer, bisheriger Direktor der Kohlenzentrale. Für die Bau- 
Jury des Arbeitsamtes erlaubte ich mir, Herrn a. Ständerat Usteri zu nennen.

1. Lettre du 1er novembre 1922, non reproduite, cf. E 2001 (C) 7 /5 .
2. Notes en marge de P. Dinichert: Minister Egger ist instruiert.
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4. In der von Herrn Aeschlimann in London aufgeworfenen Flaggenfrage 
scheinen mir folgende Gesichtspunkte von besonderer Wichtigkeit:

a. Den Anlass zur Petition geben offenbar finanzielle privatwirtschaftliche 
Interessen, möglicherweise besteht vor allem ein Interesse der Prom otoren daran, 
nicht unter die englische Steuergesetzgebung zu fallen. Es ist deshalb denkbar, 
dass das heute vorhandene Interesse der Gesuchsteller unter veränderten V er
hältnissen wieder dahin fallen wird. Für den Bund entsteht daher die Frage, ob er 
die durch die Einführung der Schweizer-Flagge bedingte gesetzgeberische 
Aktion unternehm en und die mit der Führung der Schweizer-Flagge auf hoher 
See verbundene politische Verantwortung übernehm en will, wenn das Ganze 
nicht getragen ist von einem allgemeineren und dauernden schweizerischen Inte
resse.

b. Zu G unsten eines Eintretens auf die Sache sprächen namentlich folgende 
Um stände:

a.a. Nachdem die Konferenz von Barcelona3 auf W unsch der Schweiz und ta t
sächlich allein für die Schweiz die Deklaration betreffend das Flaggenrecht der 
Binnenstaaten erlassen hat, ist es beinahe eine moralische Pflicht der Schweiz, 
ihrerseits legislatorisch von der international bestehenden Möglichkeit Besitz zu 
ergreifen, zumal jetzt, wo ein konkretes Begehren nach dieser Richtung vorliegt 
und die früher bestehenden völkerrechtlichen Bedenken wenigstens in einem 
H auptpunkt beseitigt sind.

b.b. Die Erfahrungen des Jahres 1918 haben gezeigt, dass die Improvisation 
einer Schweizerflotte in Kriegszeiten sowohl nach der diplomatischen und gesetz
geberischen wie nach der wirtschaftlichen und organisatorischen Seite ausseror
dentlich schwierig ist, ja so kompliziert, dass eben die Sache in nützlicher Frist 
kaum zu verwirklichen sein würde. W enn man die Möglichkeit haben will, in 
Kriegszeiten, um ausserordentlichen A nforderungen genügen zu können, unter 
Schweizer-Flagge zu fahren, so muss diese Schiff-Fahrt schon in Friedenszeiten 
organisiert werden, beziehungsweise, es muss die Entstehung privater schweize
rischer Reedereien begünstigt werden.

c.c. Da sehr viele Gesetzgebungen ausländisches Kapital von der Schiff-Fahrt 
ausschliessen, so ist dem schweizerischen Kapital und dem schweizerischen 
Unternehm ertum  die Betätigung in der Schiff-Fahrt im weiten Umfange ver
schlossen. W enn man diese wirtschaftlichen Möglichkeiten den Schweizern 
erschliessen will, bleibt in der Tat nichts anderes übrig, als die Schiff-Fahrt unter 
Schweizer-Flagge, nachdem sie völkerrechtlich ausdrücklich anerkannt worden 
ist, auch staats- und verwaltungsrechtlich möglich zu machen. Der gegenwärtige 
Z eitpunkt ist unzweifelhaft geeignet, weil die Schiffspreise heute auf einem aus
serordentlich tiefen Niveau angekommen sind.

c. Staatsrechtlich und politisch kommt wohl nur ein allgemein verbindlicher, 
aber dringlicher Bundesbeschluss in Betracht, der eine möglichst weitgehende 
Ermächtigungsklausel enthalten sollte. Eine eingehende gesetzliche Regelung 
wäre inopportun, weil allzu sehr zeitraubend und weil, mangels besonderer 
Erfahrungen im Lande, die ganze Regelung einen mehr provisorischen, tastenden 
Charakter haben m üsste.Ob die Bundesversammlung geneigt ist eine solche

3. Sur la conférence de Barcelone sur les com m unications et le transit, cf. nos 43, 86, 92.
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Blanko-Vollmacht zu geben, wenn auch nur bis zum Erlass eines Bundesgesetzes, 
mag fraglich erscheinen. Aber wenn etwas geschehen soll, wird ein anderer Weg 
wohl nicht bleiben.

5. Wie Sie sich erinnern, wurden seit 1916 verschiedentlich Verhandlungen 
mit der Türkei wegen eines Consular- und Niederlassungsvertrages geführt.4 Da, 
wenn die Konferenz von Lausanne zu einem Ergebnis gelangt, auch das Frem
denrecht der Türkei aller Wahrscheinlichkeit nach auf einen neuen Boden gestellt 
wird, so kann es zweckmässig erscheinen, jetzt schon mit den Türken Verhand
lungen wieder anzuknüpfen. Da fast alle in Betracht kommenden Staaten in der 
Angelegenheit der Kapitulationen in Lausanne gehört worden sind, könnte für 
uns die Gefahr entstehen, dass uns der Anschluss an die Abmachungen von Lau
sanne seitens der Türkei nicht bewilligt würde, wenn wir zuwarten bis ein neuer 
Rechtszustand eine vollendete Tatsache geworden ist. Wir haben im Jahre 1921 
in Bezug auf den belgischen Kongo bereits eine ähnliche Erfahrung gemacht.5

Einige andere Fragen könnten vielleicht zur Sprache kommen, wenn ich nach 
meiner Rückkehr aus dem Haag mir wieder erlauben darf Sie zu besuchen.

4. Cf. D DS 7/2, n° 180.
5. Cf. n° 244.
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Le Ministre de Suisse à Rome, G. Wagnière, 
au Chef du Département politique, G. Motta

L Rome, 5 janvier 1923

J’ai eu l’honneur de recevoir votre lettre du 26 décembre concernant l’affaire 
de YAmbrosiano.1

Depuis lors notre Consul de Livourne m’a signalé une assemblée des Tessinois 
de cette ville qui, à l’exemple de leurs concitoyens de Milan, ont voté un ordre du 
jour tout aussi énergique et dont je vous remets copie ci-inclus.2

Sur l’origine des articles de YAmbrosiano, je pense que vous êtes suffisamment 
renseigné. On retrouve dans la lettre des «Giovani Ticinesi» le style et certaines 
locutions habituelles à Rosetta Parmi.3 Son mari était autrefois rédacteur à la Per- 
severanza qui a cessé de paraître. Le ménage Parini, à ce qu’on me dit, se trouve
rait dans une situation assez gênée. Quant à Carmine, nos journaux lui font trop 
d’honneur en le nommant continuellement. Ce jeune homme goûte fort tout ce 
bruit autour de sa personne. Ses millions lui donnent une grande assurance.

1. Le journal milanais «l’Ambrosiano» avait commencé une campagne de presse contre la Suisse 
et avait proclamé dans un article rédigé parV  Associazione dei Giovani Ticinesi la nécessité de la 
frontière au Gothard, cf. E 2001 (B) 4 /1 7 .
2. Lettre du 30 décembre 1922, non reproduite cf. E 2200 Rome 1 3 /1 .
3. Note en marge de G. Motta: d’accord.
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